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Analysen und Berichte Länderfinanzen

Joachim Ragnitz

Altschuldenentlastung der Bundesländer: 
Verteilungswirkungen ausgewählter Vorschläge
Noch in dieser Legislaturperiode soll der Länderfi nanzausgleich neu geordnet werden. Da ab 
2020 die Schuldenbremse den Ländern eine Neuverschuldung verwehrt, geht es dabei auch 
um eine Regelung der bis dahin aufgelaufenen Altschulden. Diese und die entsprechenden 
Zinsverpfl ichtungen belasten die Länder sehr unterschiedlich. Einzelne Modelle bieten 
Lösungen für die Altschuldenproblematik an, wobei der Bund und die Ländergemeinschaft 
unterschiedlich stark belastet werden. Eine Entlastung lässt sich darüber hinaus am ehesten 
durch eine Steuererhöhung fi nanzieren, da Ausgabenkürzungen im erforderlichen Umfang 
unrealistisch sind.

DOI: 10.1007/s10273-014-1726-2

Zu einer der Schlüsselfragen für die anstehende Föderalis-
musreform entwickelt sich die Frage, wie mit den Altschul-
den der Bundesländer umzugehen ist. Da mit dem Inkraft-
treten der Schuldenbremse im Jahr 2020 der Weg in die 
Neuverschuldung verbaut ist, werden alle Bundesländer 
infolge der Nivellierungswirkungen des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs über ein ähnliches Einnahmeniveau pro 
Kopf verfügen. Denn es ist kaum zu erwarten, dass es bei 
der Neuverhandlung des Finanzausgleichs zu größeren 
Änderungen gegenüber dem heutigen Verteilungsmecha-
nismus kommen wird. Trotz weitgehend gleicher Einnah-
men wird sich aber das Niveau der damit fi nanzierbaren 
Ausgaben pro Kopf deutlich unterscheiden, weil die ein-
zelnen Länder infolge ihrer höchst unterschiedlichen Alt-
schulden teils beträchtlich mit Zinszahlungen belastet 
sind: In einigen hochverschuldeten Ländern (insbesonde-
re Bremen und Saarland, aber auch Schleswig-Holstein 
und Berlin) betragen die Zinsausgaben 10% und mehr der 
laufenden Ausgaben insgesamt (vgl. Abbildung 1). 

Das Problem wird sich dabei gegenüber dem heutigen 
Stand vermutlich sogar noch verschärfen, weil die ge-
genwärtig niedrigen Zinsen sicherlich nicht von Dauer 
sein werden. Hier liegt wohl eine Zeitbombe, die die Ge-
währleistung eines annähernd gleichen Angebots an öf-
fentlichen Gütern und Leistungen in allen Bundesländern 
(als Kern der „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“) 
gefährdet. Hinzu kommt, dass in absehbarer Zeit auch 
die Versorgungslasten für frühere Staatsbedienstete eine 
Höhe erreichen werden, die die fi skalische Handlungsfä-
higkeit vieler Bundesländer deutlich einschränken dürfte.1

1 Vgl. I. Deubel: Schuldenbremse und Finanzausgleich, in: ifo Schnell-
dienst, Nr. 1/2014, S. 43-51. Nach den dort angestellten Berechnun-
gen dürften die Belastungen aus Zinsen und Versorgungsleistungen 
in den am höchsten belasteten Ländern im Jahr 2020 zwischen 20% 
und 30% der verfügbaren Einnahmen nach Finanzausgleich liegen.

 Lösungsmöglichkeiten für das Altschuldenproblem

Eine naheliegende Lösung wäre es, den (hochverschul-
deten) Ländern Zuschlagsrechte auf die von ihnen ver-
einnahmte Einkommensteuer einzuräumen, wobei die 
dadurch generierten Mehreinnahmen natürlich nicht 
dem Finanzausgleich unterliegen dürfen.2 Theoretisch 
könnten damit die Länder selbst die für den notwendigen 
Schuldendienst erforderlichen Mittel aufbringen. Zumin-
dest soweit mit früherer Kreditaufnahme öffentliche (In-
frastruktur-)Investitionen fi nanziert wurden, hätte diese 
Lösung zudem den Charme, dass die Einwohner der be-
treffenden Länder als primäre Nutznießer des auf diese 
Weise aufgebauten Infrastrukturkapitalstocks unmittelbar 
zur Finanzierung herangezogen werden könnten. Nähe-
res Hinsehen zeigt jedoch, dass dieser Vorschlag höchst 
unrealistisch ist, denn die Zuschlagssätze wären so hoch 
anzusetzen, dass damit die hochverschuldeten Länder 
Mehreinnahmen von annähernd 50% (Berlin, Saarland 
und Sachsen-Anhalt) bzw. fast 75% (Bremen) erzielen 
müssten, was faktisch ausgeschlossen scheint (vgl. Ab-
bildung 2). Hinzu kommt, dass die erforderlichen Steuer-

2 Eine ähnliche Idee liegt auch dem „Schuldentilgungspakt für Euro-
pa“ zugrunde, der vom Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem Jahresgutachten 
2011/12 (Tz. 184 ff.) für die Mitgliedsländer der Europäischen Wäh-
rungsunion vorgeschlagen wurde.

Prof. Dr. Joachim Ragnitz ist stellvertretender Ge-
schäftsführer der Niederlassung Dresden des ifo In-
stituts.
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zuschläge gerade in den fi nanzschwachen Ländern ver-
gleichsweise hoch ausfallen, auch wenn diese zum Teil 
eine niedrige Verschuldung aufweisen. Insoweit kann die 
Erhebung von Steuerzuschlägen bestenfalls als ein zu-
sätzlicher (und eher symbolischer) Beitrag zur Lösung des 
Altschuldenproblems angesehen werden.3

Will man eine signifi kante Entlastung der (hoch-)verschul-
deten Länder erreichen, so führt kein Weg an einer so-
lidarischen Übernahme zumindest eines Teils der Zins-
belastungen durch den Bund oder die Ländergesamtheit 
vorbei. Zwar gibt es eine Reihe guter Gründe gegen eine 
solche Vergemeinschaftung von Schulden: die nachträg-
liche Rechtfertigung fi nanzpolitischen Fehlverhaltens der 
Vergangenheit verbunden mit einer (zumindest relativen) 
Schlechterstellung der Länder mit niedriger Verschul-
dung, die Aufweichung des Grundsatzes der „Unabhän-
gigkeit der Haushaltsführung“ aus Art. 109 GG oder auch 
die Tatsache, dass der Bund ohnehin bereits mit hohen 
Altschulden (z.B. aus der ehemaligen DDR oder den EU-
Rettungshilfen) belastet ist. Auch negative Anreizeffekte 

3 Denkbar wäre überdies auch die Privatisierung von Beteiligungs-
vermögen der Länder/Gemeinden, um auf diese Weise Schulden zu 
tilgen. Allerdings liegen schon die Buchwerte der Beteiligungen bei 
hochverschuldeten Länder deutlich unterhalb des jeweiligen Schul-
denstands; insoweit sind die erforderlichen Einnahmen für eine spür-
bare Schuldenentlastung hierdurch nicht zu erwirtschaften.

sind angesichts bestehender Umgehungsmöglichkeiten4 
der Schuldenbremse denkbar und müssten gegebenen-
falls durch regulatorische Maßnahmen ausgeschlossen 
werden. Dennoch muss konzidiert werden, dass die be-
sonders stark durch Altschulden betroffenen Länder 
ohne derartige Hilfen ab 2020 vor der fi skalischen Hand-
lungsunfähigkeit stehen dürften. Dies spricht für gemein-
schaftliche Lösungen, freilich verbunden mit echten Ge-
genleistungen der begünstigten Länder.

Bereits im Zuge der Verhandlungen um die Föderalismus-
reform II wurden im politischen Raum hierzu eine Reihe 
von Vorschlägen unterbreitet.5 Die einzelnen Vorschläge 
unterscheiden sich dabei im Wesentlichen in der Frage, 

• ob es zu einer tatsächlichen Zusammenfassung von 
Schulden der Länder in einem gemeinsamen Fonds 
kommen solle oder ob lediglich Zins- und/oder Til-
gungshilfen gewährt werden sollen; 

4 Vgl. C. Fuest, M. Thöne: Durchsetzung der Schuldenbremse in den 
Bundesländern, Kurzstudie im Auftrag des Bayrischen Staatsminis-
teriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie, Köln 
2013.

5 Vgl. zu den einzelnen Vorschlägen zusammenfassend: Die gemeinsa-
me Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung 
der Bund-Länder-Finanzbeziehungen: Die Beratungen und ihre Er-
gebnisse, Berlin 2010, S. 118 ff.

Abbildung 1
Zinsausgaben in Relation zu den laufenden 
Ausgaben, 2013
in %

Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 4, Reihe 2, 2013; eigene Be-
rechnungen.

Abbildung 2
Notwendiger Zuwachs der Einnahmen zur Deckung 
von Zins-/Tilgungsverpfl ichtungen
in % des Aufkommens der Einkommensteuer im jeweiligen Land

Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 14, Reihe 2, 2013; eigene Be-
rechnungen.
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• ob lediglich Landes- oder auch kommunale Schulden 
einbezogen werden sollen; 

• schließlich nach welchem Schlüssel die Mehrbelastun-
gen verteilt werden sollten. 

Letzten Endes konnte sich die Kommission damals aber 
aufgrund von Bedenken des Bundes wie auch einiger we-
niger stark verschuldeter Länder hinsichtlich einer mögli-
chen fi nanziellen Überforderung lediglich auf die Gewäh-
rung gemeinschaftlich fi nanzierter Konsolidierungshilfen 
für fünf hochverschuldete Bundesländer (Saarland, Bre-
men, Berlin, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein) in 
Höhe von 800 Mio. Euro jährlich bis zum Jahr 2019 eini-
gen. Da diese Zahlungen den begünstigten Ländern je-
doch lediglich die Rückführung von laufenden Haushalts-
fehlbeträgen erleichtern sollen, ist eine echte Altschul-
denentlastung damit noch nicht erreicht.

Einige Entschuldungsmodelle

Im Folgenden werden eine Reihe von Modellen aus der 
aktuellen (politischen) Diskussion näher betrachtet und 
auf ihre fi skalischen (Umverteilungs-)Wirkungen hin un-
tersucht:

1. das Modell von Bovenschulte et al., das in seinem Kern 
eine Konkretisierung des von Scholz in die politische 
Diskussion eingebrachten Vorschlags ist:6 Hier werden 
die Zinslasten der Länder/Gemeinden durch den Bund 
übernommen; im Gegenzug verpfl ichten sich die Län-
der zu einer Tilgung ihrer jeweiligen Schulden innerhalb 
von 50 Jahren, wobei die Tilgungsleistungen primär 
aus den eingesparten Zinsausgaben fi nanziert werden 
sollen.

2. das Modell von Heinemann:7 Der Vorschlag entspricht 
mit Blick auf die Übernahme der Zinszahlungen durch 
den Bund dem Modell von Bovenschulte et al., jedoch 
sollen die Tilgungsleistungen nach diesem Vorschlag 
von der Ländergesamtheit getragen werden. Der je-
weilige Länderanteil ergibt sich dabei durch Anwen-
dung der Verteilungsregelungen des bundesstaatli-
chen Finanzausgleichs.

6 Vgl. A. Bovenschulte, R. Hickel, C. Sieling: Raus aus der Altschulden-
falle, in: Weiterdenken…, H. 2, Kiel, Bremen 2013; sowie O. Scholz: 
Stabilität, Sicherheit und Handlungsfähigkeit – Strukturelle Lösung 
für das Problem der Altschulden der Länder, Hamburg 2012.

7 Vgl. A. W. Heinemann: Lösung des Altschuldenproblems als Schlüs-
sel für eine „Föderalismusreform III“?, Bremen 2012.

3. das Modell von Carstensen:8 Hiernach werden die 
Zins- und Tilgungszahlungen grundsätzlich durch die 
Ländergesamtheit getragen, wobei der Finanzierungs-
beitrag der einzelnen Länder durch ihren Anteil an der 
eingebrachten Schuld bzw. höchstens ihrem Anteil an 
der aggregierten Finanzkraft der Bundesländer (nach 
Finanzausgleich) determiniert ist. Verbleibende Beträ-
ge übernimmt auch hier der Bund.

Nachrichtlich werden die beiden erstgenannten Modelle 
dabei auch unter dem Aspekt untersucht, welche Ände-
rungen sich ergeben, wenn nicht der Bund, sondern die 
Ländergesamtheit die Zinszahlungen übernimmt.

Den Berechnungen liegen die Angaben der Finanzstatis-
tik (Kassenstatistik bzw. Schuldenstandsstatistik) für das 
Jahr 2012 zugrunde. Betrachtet werden dabei die Kern-
haushalte von Ländern und Gemeinden; es wird nicht 
zwischen Kassenkrediten und regulärer Kreditmarktver-
schuldung unterschieden. 2012 beliefen sich die Zins-
zahlungen auf 22,5 Mrd. Euro. Ermittelt werden lediglich 
die jeweiligen Umverteilungseffekte im Basisjahr; eine 
Veränderung künftiger Zinsbelastungen durch Tilgungs-
zahlungen oder durch Zinsänderungen wird nicht be-
rücksichtigt. Sofern erforderlich, wird im Einklang mit den 
vorliegenden Entschuldungsmodellen eine Tilgung mit 
gleichbleibender Rate über einen Zeitraum von 50 Jahren 
angenommen; die jährliche Tilgungsrate beläuft sich da-
mit auf 2% des anfänglichen Schuldenstands (dies ent-
spricht einem Betrag von 13,3 Mrd. Euro). Außer Betracht 
bleibt, dass einzelne Länder bereits heute netto Schulden 
tilgen; hier geht es lediglich darum, die grundlegenden 
Verteilungswirkungen herauszuarbeiten. Dabei werden 
grundsätzlich die im Jahr 2012 geltenden Regelungen des 
Finanzausgleichsgesetzes zugrundegelegt, allerdings mit 
der Modifi kation, dass die fortgeschriebenen Einwohner-
zahlen gemäß Zensus 2011 berücksichtigt werden.

Grundsätzlich gilt, dass eine Entlastung einzelner hoch-
verschuldeter Länder von Zinsbelastungen nur möglich 
ist, wenn der Bund oder die Ländergemeinschaft deren 
Zinszahlungen ganz oder teilweise übernehmen. Entlas-
tende Wirkungen aufgrund einer höheren Bonität oder 
einer höheren Effi zienz des Schuldenmanagements bei 
Bündelung der Altschulden sind zwar denkbar, dürften 
aber in der Realität keine große Rolle spielen. Entschei-
dend für die Bewertung ist daher, wie die künftigen Zah-
lungsverpfl ichtungen (Zins- und gegebenenfalls Tilgungs-
leistungen) bei einer Vergemeinschaftung der Altschulden 

8 Vgl. P. H. Carstensen: Weiterentwickelter Vorschlag des Landes 
Schleswig-Holstein zur Einrichtung eines Altschuldenfonds,  Föde-
ralismusreformkommission II, Kommissions-Drucksache, Nr. 106, 
2008.
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Land Einbeziehung von Zins- und Tilgungszahlungen Einbeziehung nur von Zinszahlungen

Boven schulte 
et al.

Heinemann Carstensen modifi  zier tes 
Mo dell von 

Boven schulte et al.

modifi zier tes 
Modell von 
Heine mann

analog Boven-
schulte et al./
Heine mann

analog 
Carstensen

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7)

Baden-Württemberg -92 -19 61 184 257 -183 -30

Bayern -58 39 53 218 373 -125 -13

Brandenburg -94 -96 169 178 41 -256 11

Hessen -127 -156 127 150 68 -320 -39

Mecklenburg-Vorpommern -118 -103 128 153 26 -264 -18

Niedersachsen -118 -132 134 154 104 -293 -25

Nordrhein-Westfalen -109 -149 116 164 205 -310 -43

Rheinland-Pfalz -96 -157 105 176 44 -318 -52

Saarland -268 -424 -160 4 -14 -585 -318

Sachsen -62 58 6 209 126 -103 -34

Sachsen-Anhalt -152 -201 62 120 15 -362 -95

Schleswig-Holstein -147 -202 62 125 19 -363 -96

Thüringen -157 -163 99 115 22 -323 -58

Berlin -261 -412 -55 99 -16 -625 -267

Bremen -342 -722 -370 18 -22 -935 -580

Hamburg -216 -263 132 111 11 -455 -86

Bund 279 279 86 0 0 279 54

auf den Bund bzw. die einzelnen Länder aufgeteilt wer-
den; hier sind beliebige Aufteilungsverhältnisse möglich. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass auch eine formale 
Übernahme der Zahlungsverpfl ichtungen durch den Bund 
dann die Ländergesamtheit belastet, wenn im Gegenzug 
eine Anpassung der vertikalen Steuerverteilung (in ers-
ter Linie durch Neufestsetzung der Umsatzsteueranteile 
zugunsten des Bundes/zulasten der Länder) erfolgt. Wie 
hoch die einzelnen Länder in diesem Fall belastet sind, 
ergibt sich aus den Verteilungsregeln des bundesstaatli-
chen Finanzausgleichs.

Ob eine vollständige Übernahme von Zinsverpfl ichtungen 
aus Altschulden erfolgt oder lediglich ein Teil vergemein-
schaftet werden soll (z.B. die über die durchschnittliche 
Zinsbelastung aller Länder hinausgehenden Zinszahlun-
gen oder jene Zinsen, die auf nicht durch Infrastrukturin-
vestitionen bedingten Kreditaufnahmen der Vergangen-
heit beruhen), ist dabei eine politisch zu entscheidende 
Frage, die natürlich für die quantitative Bewertung von er-

heblicher Bedeutung ist. Für die nachfolgenden Berech-
nungen wird – um die Extremwerte aufzuzeigen – jedoch 
eine vollständige Übernahme der Altschulden aller Län-
der unterstellt.

Verteilungswirkungen der ausgewählten 
Lösungsvorschläge

Die Vorschläge von Bovenschulte et al. sowie Heinemann 
zielen darauf ab, dass der Bund die Zinszahlungen für die 
Länder und ihre Kommunen vollständig übernimmt und 
hierfür keine Kompensation – beispielsweise durch An-
passung der Umsatzsteuerverteilung – erhält. Somit wäre 
der Bundeshaushalt im Basisjahr 2012 mit 22,5 Mrd. Eu-
ro (279 Euro/Einwohner) zusätzlich belastet. Die Länder 
wiederum wären – sieht man von einer weitergehenden 
Verpfl ichtung zur Tilgung zunächst einmal ab – entspre-
chend entlastet. Beide Modelle gehen aber von einer 
Verpfl ichtung der Länder zur Tilgung ihrer Schulden über 
einen Zeitraum von 50 Jahren aus (vgl. Tabelle 1, Spalte 1 

Tabelle 1
Belastungen (+) und Entlastungen (-) von Bund und Ländern in verschiedenen Altschuldenentlastungsmodellen 
in Euro je Einwohner

Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 4, Reihen 2 und 5, (Berichtsjahr 2012); eigene Berechnungen.
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und 2).9 Bei individueller Tilgung (Modell von Bovenschul-
te et al.) erfahren zwar alle Länder noch eine Entlastung 
von Schuldendienstausgaben, jedoch fallen diese – in 
Abhängigkeit vom jeweiligen Schuldenstand – geringer 
aus als im Falle ohne Tilgungsleistungen. Werden die 
Tilgungszahlungen hingegen von der Ländergesamtheit 
übernommen und entsprechend den Verteilungsregeln 
des Finanzausgleichs umgelegt (Heinemann-Vorschlag), 
so werden die gering verschuldeten Länder Bayern und 
Sachsen sogar zusätzlich belastet. Somit erscheint hier 
eine Kompensationsregel notwendig, will man diesen 
Vorschlag umsetzen. Die höchste Entlastung pro Kopf er-
fahren in beiden Modellen die hochverschuldeten Länder 
Bremen und Saarland sowie mit geringem Abstand auch 
Berlin, im Heinemann-Vorschlag allerdings rund doppelt 
so stark wie im Vorschlag von Bovenschulte et al., weil zu-
sätzlich zur Zinsentlastung hier auch eine Entlastung von 
Tilgungszahlungen vorgesehen ist.

 Denkbar ist es natürlich, die zusätzliche Belastung des 
Bundes dadurch zu mindern, dass die vergemeinschaf-
teten Zinszahlungen ganz oder teilweise von der Län-
dergesamtheit übernommen werden und entsprechend 
den Verteilungsregeln des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs aufgeteilt werden (vgl. Tabelle 1, Spalte 4 und 5). 
Eine hypothetische Neuberechnung des Vorschlags von 
Bovenschulte et al., bei der die Zinszahlungen komplett 
bei der Ländergesamtheit verbleiben, zeigt, dass in die-
sem Falle beinahe alle Länder teils erhebliche Zusatzbe-
lastungen hinzunehmen hätten; lediglich für das Saarland 
sowie für Bremen sind diese vernachlässigenswert. Et-
was geringer sind die Zusatzbelastungen für die meisten 
Länder, wenn der Heinemann-Vorschlag entsprechend 
modifi ziert wird; das Ziel eine spürbaren Zinsentlastung 
für die hochverschuldeten Länder wird aber auch hier nur 
noch ansatzweise erreicht. Zielführend (und politisch vor-
stellbar) sind angesichts dieses Bildes daher bestenfalls 
Lösungen, in denen die Belastungen zwischen Bund und 
Ländern in einem wie auch immer festgelegten Verhältnis 
aufgeteilt werden.

Alternativ kann – wie von Carstensen vorgeschlagen – die 
Aufteilung der Zins- und Tilgungsleistungen auf die ein-
zelnen Länder grundsätzlich nach ihrer jeweiligen Finanz-
kraft vorgenommen werden (vgl. Tabelle 1, Spalte 3). Der 
Bund ist nach diesem Modell nur in dem Maße zu beteili-
gen, in dem die Zahlungen der Ländergemeinschaft nicht 
zur Deckung aller Zahlungsverpfl ichtungen ausreichen. 
Im Ergebnis kommt es bei diesem Vorschlag für fast alle 
Länder zu einer zusätzlichen Belastung gegenüber dem 

9 Die Zinsbelastung des Bundes vermindert sich im Zeitablauf natür-
lich, wenn die Länder Schulden tilgen. Dem steht allerdings das Risi-
ko von Zinserhöhungen am Kapitalmarkt entgegen.

Status quo, weil zusätzlich zu den Zinsausgaben auch 
die Tilgungsleistungen zu schultern sind. Lediglich das 
Saarland sowie die Stadtstaaten Bremen und Berlin kön-
nen eine Entlastung verzeichnen. Der Bund müsste nach 
diesem Modell Zins- und Tilgungsleistungen in Höhe von 
6,9 Mrd. Euro übernehmen. Mehrheitsfähig scheint dieser 
Vorschlag jedoch nicht, weil die meisten Länder – auch 
solche mit geringer Finanzkraft – gegenüber der gegen-
wärtigen Situation mit erheblichen Mehrbelastungen zu 
rechnen hätten.

Alle Modelle kämen dann zu einer günstigeren Entwick-
lung für die Länder, wenn auf Tilgungsleistungen verzich-
tet würde (vgl. Tabelle 1, Spalte 6 und 7): In den Vorschlä-
gen von Bovenschulte et al. und Heinemann würden die 
Länder jeweils genau entsprechend ihrer heutigen Zins-
ausgaben entlastet (der Bund allerdings entsprechend 
belastet); im Modell von Carstensen beliefe sich die Ent-
lastung der Ländergesamtheit auf immerhin 4,3 Mrd. Eu-
ro (die vom Bund beizusteuern wäre), wobei nahezu alle 
Länder hiervon (wenn auch in unterschiedlichem Um-
fang) profi tieren könnten. Allerdings würde der Verzicht 
auf Tilgungsleistungen auch bedeuten, dass die Zusatz-
belastung des Bundes dauerhaft wären, weshalb kaum 
damit zu rechnen ist, dass sich der Bund hierauf einlas-
sen würde. 

Gegenfi nanzierung

Eine Entlastung einzelner oder aller Länder von Zinszah-
lungen setzt voraus, dass andere deren Zahlungsver-
pfl ichtungen übernehmen. Insoweit bedarf es in jedem 
Falle einer Gegenfi nanzierung durch Ausgabenkürzun-
gen oder Steuermehreinnahmen. Nach Lage der Dinge 
scheint eine Lösung des Altschuldenproblems dabei nur 
erreichbar, wenn sich der Bund in signifi kanter Höhe an 
den Zinsverpfl ichtungen der Länder beteiligt. Im Maxi-
mum würde der Bund dabei mit anfänglich 22,5 Mrd. Euro 
belastet. Der Betrag würde lediglich dann niedriger aus-
fallen, wenn ein Teil der Zinszahlungen bei den Ländern 
verbleibt – in diesem Falle sind beliebige andere Summen 
möglich, die nur politisch ausgehandelt werden können.

 Es stellt sich somit die Frage, wie die benötigten Beträge 
aufgebracht werden können. Immer wieder genannt wird 
in diesem Zusammenhang der Solidaritätszuschlag als 
alleinige Bundessteuer; dessen Aufkommen belief sich 
2013 auf 14,4 Mrd. Euro, und in den nächsten Jahren ist 
bei weiterhin günstiger Wirtschaftsentwicklung mit einem 
Zuwachs (auf annähernd 20 Mrd. Euro im Jahr 2020) zu 
rechnen. Zwar besteht politisch – nicht aber juristisch – 
ein Zusammenhang zwischen den Einnahmen aus dem 
Solidaritätszuschlag und den (überproportionalen) Aus-
gaben für die neuen Länder, doch läuft der Solidarpakt II 



Wirtschaftsdienst 2014 | 9
636

Analysen und Berichte Länderfinanzen

– mit einem Volumen von 11,9 Mrd. Euro im Jahr 2012 
(7,3 Mrd. Euro in Korb 1; 4,6 Mrd. Euro in Korb 2) – in den 
kommenden Jahren sukzessive aus. Spätestens ab 2020 
könnte das Aufkommen aus dem Solidaritätszuschlag 
ausreichen, eine weitgehende (wenn auch nicht vollstän-
dige) Übernahme der Zinsen auf Altschulden durch den 
Bund abzudecken.

Das Problem hierbei liegt allerdings darin, dass eine Ver-
wendung der Einnahmen aus dem Solidaritätszuschlag 
schon für eine Vielzahl weiterer Zwecke diskutiert wird – 
so für Investitionen in die Infrastruktur oder die Übernah-
me kommunaler Sozialleistungen durch den Bund. Poli-
tisch ist es daher völlig offen, ob eine Umwidmung in dem 
hier diskutierten Sinne durchsetzbar ist. Hinzu kommt, 
dass eine dauerhafte Fortführung des Solidaritätszu-
schlags vermutlich auch juristisch angefochten werden 
würde.

Denkbar wäre alternativ auch eine Anhebung von Steu-
ersätzen bei anderen Steuerarten. Hierfür kommen allein 
von ihrer Ergiebigkeit her lediglich die Einkommensteuer 
und die Umsatzsteuer in Frage. So würde eine Steigerung 
des Aufkommens der Einkommensteuer um 1% Steuer-
mehreinnahmen von immerhin 2,3 Mrd. Euro induzieren, 
die allerdings nach den bundesstaatlichen Verteilungsre-
geln zwischen allen drei föderalen Ebenen aufgeteilt wer-
den müssen. Schätzungen zufolge wäre der erforderliche 
Betrag nur zu erzielen, wenn alle Grenzsteuersätze um 
ca. 3 Prozentpunkte angehoben würden und das Mehr-
aufkommen bei Ländern und Gemeinden durch Verän-
derung der Umsatzsteuerverteilung auf den Bund über-
tragen würde.10 Ob sich für eine solche Steuererhöhung 
politische Mehrheiten fi nden, scheint jedoch fraglich. 

Eher geeignet scheint demgegenüber eine Anpassung 
der Umsatzsteuersätze: Eine Anhebung sowohl des er-
mäßigten als auch des vollen Umsatzsteuersatzes um je-
weils 1 Prozentpunkt würde rechnerisch zu einem Mehr-
aufkommen von 10 Mrd. bis 12 Mrd. Euro führen (wovon 
allerdings nur rund die Hälfte auf den Bund entfällt). Bei 
einer Anhebung der Umsatzsteuersätze um 2 Prozent-
punkte und einer entsprechenden Neujustierung der 
Verteilungsregeln in § 1 FAG ließe sich also der maximal 
erforderliche Betrag für den Bund einwerben. Alternativ 
wäre es auch denkbar, den ermäßigten Steuersatz (mit 
Ausnahme für Nahrungsmittel) abzuschaffen; dies würde 
ebenfalls Mehreinnahmen von rund 21 Mrd. Euro erbrin-

10 Eigene Schätzung nach H. Bardt, R. Brügelmann, J. Niehues, T. Schä-
fer: Alternative Möglichkeiten der steuerlichen Finanzierung der EEG-
Kosten. Aufkommens- und Verteilungseffekte, Kurzgutachten, Institut 
der deutschen Wirtschaft, Köln 2012.

gen, die dann durch Anpassung des §1 FAG an den Bund 
übertragen werden müssten.11

Möglich wäre auch eine Reaktivierung der seit 1997 nicht 
mehr erhobenen Vermögensteuer in Deutschland. Bei ei-
nem Steuersatz von 1% und einem Freibetrag von 2 Mio. 
Euro würde diese unter Berücksichtigung von Ausweich-
reaktionen nach Schätzungen des DIW ein Aufkommen 
von knapp 12 Mrd. Euro erbringen.12 Allerdings ist die Ver-
mögensteuer nach Art. 106 Abs. 2 GG eine Ländersteuer. 
Um den Bund zu entlasten, wäre also eine Änderung die-
ser grundgesetzlichen Vorschrift notwendig.

Zu prüfen sind auch Einsparmöglichkeiten des Bundes 
auf der Ausgabenseite; immerhin belaufen sich die Ge-
samtausgaben des Bundes (Kernhaushalte) 2013 auf 335 
Mrd. Euro. Dennoch ist hier vor allzu großer Euphorie zu 
warnen, denn um eine vollständige Übernahme der Zins-
zahlungen der Länder durch den Bund zu fi nanzieren, 
müssten rund 6,7% der Ausgaben eingespart werden – 
was kaum möglich erscheint. Eine Kürzung von Ausgaben 
ist daher bestenfalls als ergänzender Beitrag zur Refi nan-
zierung von Altschuldenhilfen möglich. Hier bieten sich 
am ehesten noch die Subventionszahlungen des Bundes 
an (Gesamtvolumen Finanzhilfen und Steuerermäßigun-
gen 2013: 21,3 Mrd. Euro); auch dort sind aber nicht nur 
aus politischen Gründen weitergehenden Einsparungen 
enge Grenzen gesteckt.

Ein alternativer Vorschlag

Ein alternativer Vorschlag wurde vom Institut für den öf-
fentlichen Sektor erarbeitet.13 Hiernach sollte aus dem 
gesamtwirtschaftlichen Steueraufkommen vorab ein An-
teil von 0,2% des Vorjahres-Bruttoinlandsprodukts (stei-
gend auf maximal 2%) zur Tilgung der Schulden von Bund 
und Ländern abgeführt werden. Die Zinszahlungen soll-
ten hingegen – wenn auch bei zentraler Verwaltung – wei-
terhin von den jeweiligen Schuldnern zu tragen sein.

Im Jahr 2013 hätte der vorgeschlagene Tilgungsbeitrag 
einem Wert von 5,3 Mrd. Euro (0,8% des Steueraufkom-
mens) entsprochen; die Schulden wären damit um 0,3% 
reduziert worden. Auch wenn nach den Vorstellungen 
der Autoren der für die Tilgung zur Verfügung gestellte 
Beitrag im Zeitablauf auf bis zu 2% steigen soll (was den 

11 Vgl. ebenda.
12 Vgl. S. Bach, M. Beznoska: Vermögensteuer: Erhebliches Aufkom-

menspotential trotz erwartbarer Ausweichreaktionen, in: DIW-Wo-
chenbericht, Nr. 42/2012.

13 Vgl. Institut für den öffentlichen Sektor: Runter vom Schuldenberg, 
Plädoyer für eine nachhaltige und transparente Finanzpolitik, Berlin 
2011.
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Verfassern der Studie zufolge den Steuermehreinnah-
men aufgrund der „kalten Progression“ entspräche), ist 
erkennbar, dass das grundlegende Problem der hohen 
Zinsbelastungen der Länder (und des Bundes) nur lang-
fristig gelöst werden kann. Da die Steuermehreinnahmen 
aufgrund der „kalten Progression“ Mikrosimulationser-
gebnissen14 zufolge lediglich etwa 2 Mrd. bis 2,5 Mrd. 
Euro jährlich ausmachen, kann ein hinreichend hohes 
Aufkommen überdies nur generiert werden, wenn über 
einen längeren Zeitraum keine Anpassung des Einkom-
mensteuertarifs erfolgt.

Fazit

Eine (politisch gewollte) Entlastung der hochverschul-
deten Länder von Zinsverpfl ichtungen aus Altschulden 
ist ohne größere Umverteilungswirkungen zwischen den 
Ländern nur möglich, wenn der Bund bereit ist, hierfür 
zusätzliche Mittel zuzuschießen. Da die Bereitschaft des 
Bundes hierfür wohl nur dann zu erreichen sein wird, 
wenn sich die Länder im Gegenzug zu substanziellen 
Tilgungsanstrengungen verpfl ichten, werden die Entlas-
tungswirkungen für die Länder jedoch geringer ausfallen 
als es den Einsparungen bei den Zinsausgaben entsprä-
che: Bei einer Tilgungsrate von 2% jährlich und einem 
Zinssatz von derzeit rund 3½% würde die Belastung auf 
der aggregierten Länderebene aber immerhin um 40% 
abnehmen. Eine weitergehende Entlastung für einzelne 
Länder ist möglich, wenn andere Länder bereit sind, im 
Gegenzug einen höheren Anteil an den aggregierten Til-
gungsverpfl ichtungen zu übernehmen.

Unabhängig davon, in welchem Umfang der Bund tat-
sächlich Zinsverpfl ichtungen der Länder übernimmt, 

14 Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft: Kalte Progression: Mikrosimu-
lationsanalyse der Auswirkungen infl ationsbedingter Einkommen-
steuererhöhungen, Köln 2013.

bedarf es einer Bereitstellung entsprechender Finanzie-
rungsmittel. Ausgabeneinsparungen oder eine Erhöhung 
der Einkommensteuersätze sind kaum geeignet, diesen 
Betrag einzubringen und können deshalb bestenfalls er-
gänzend herangezogen werden. Auch Mehreinnahmen 
aus der „kalten Progression“ reichen zumindest kurz-
fristig in ihrer Höhe nicht aus, die zusätzlichen Ausgaben 
des Bundes zu decken. Für eine Refi nanzierung kommen 
insoweit nur eine Abschaffung des ermäßigten Mehr-
wertsteuersatzes (außer für Nahrungsmittel) oder eine 
Anhebung aller Mehrwertsteuersätze um rund 2 Prozent-
punkte (gekoppelt mit einer in ihrer Höhe entsprechenden 
Verschiebung der Umsatzsteueranteile von den Ländern 
zum Bund) oder eine Beibehaltung (und Umwidmung) des 
Solidaritätszuschlags infrage. Ebenfalls könnte eine Wie-
dereinführung der Vermögensteuer in Erwägung gezogen 
werden; in diesem Falle bedarf es allerdings weitergehen-
der Veränderungen der Steuerverteilung.

Natürlich gibt es gute Gründe gegen eine solche gemein-
schaftliche Übernahme von Zinsverpfl ichtungen für Alt-
schulden. Die fi nanzielle Lage einiger Bundesländer ist 
allerdings inzwischen so angespannt, dass kaum erkenn-
bar ist, wie sich diese ohne massive Einschränkungen 
des öffentlichen Leistungsangebots aus eigener Kraft 
aus ihrer Situation befreien könnten. Gerade weil die Fra-
ge einer Altschuldenentlastung im Koalitionsvertrag der 
amtierenden Bundesregierung15 eng mit der Frage der 
Neugestaltung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs 
verknüpft und eine Lösung bis zur Mitte der Legislatur-
periode angekündigt ist, bedarf es nunmehr nicht länger 
einer Diskussion über das „ob“, sondern eher über das 
„wie“ einer entsprechenden Regelung. Eine Einigung 
hierzu kann jedoch nicht ohne Kenntnis der jeweiligen 
Verteilungswirkungen gefunden werden.

15 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD für die 18. Legis-
laturperiode, Berlin 2013, S. 67.
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